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WOHNUNGSBAU

Paradoxer Pakt
Renée Wagener

Die Kommunen sollen in der 
Wohnungspolitik endlich eine 
aktivere Rolle spielen, so der Ansatz 
des „Pacte Logement“, der demächst 
zum Votum ansteht. Doch die 
Regierung spielt den Gemeinden den 
Ball zu, ohne sie für diese Aufgabe fit 
zu machen.

Zu wenig Grundstücke, oder nur 
zu hohe Preise? Diese Frage beschäf-
tigt nicht nur die Autoren des Ge-
setzesprojekts zum „Pacte Logement“, 
sondern auch Abgeordnete und Ge-
meindeverantwortliche. Die Studien 
zum Thema kommen zu unterschied-
lichen Schlussfolgerungen. So stellt 
das „Observatoire de l‘Habitat“ zwar 
fest, dass der Durchnittspreis pro Qua-
dratmeter Wohnfläche zwischen 2004 
und 2006 von etwa 2.500 auf 3.000 
Euro, also um fast 20 Prozent gestie-
gen sei. Doch seien innerhalb der 
Bauperimeter der Gemeinden noch 
10 Prozent der Fläche für Bebauung 
verfügbar. 

Die vom Wohnungsbauministeri-
um in Auftrag gegebene „Wohnungs-
bedarfsprognose 2002-2021“, die im 
Herbst vorgestellt wurde, hält aber fest, 
dass jährlich 3.800 neue Wohnungen 
geschaffen werden müssten, um den 
zu erwartenden Bedarf zu decken 
- tausend mehr als das aktuelle Pen-
sum. Tatsächlich, so die Zusammen-
fassung der Ergebnisse, sei von 1992 
bis 2002 ein „konstanter Rückgang 
der verkauften Baugrundstücke bei 
gleichzeitig starkem Preisanstieg“ fest-

zustellen. Und: „Die Erwartung stei-
gender Preise und Gewinne schränkt 
die kurzfristige Verkaufsbereitschaft 
der Grundeigentümer weiter ein.“ 
Aber auch unmobilisierte Baunischen 
bzw. überdimensionierte Wohnungen 
für immer kleinere Haushalte trügen 
zum Engpass bei.

Doch die öffentliche Hand in 
Luxemburg hat - im Unterschied 
zu unseren Nachbarländern - man-
gels Landreserven derzeit nur wenig 
Einfluss auf das Angebot an Wohn-
flächen - und somit auf den Preis. 
Deshalb entpuppt sich auch der von 
Wohnungsbauminister Fernand Bo-
den (CSV) vorgelegte Gesetzesentwurf 
eines „Pacte Logement“ als paradox: 
Die neuen Instrumente, die der Pakt 
vorsieht - ob Vorkaufsrecht für öffent-
liche Promotoren, Subventionierung 
von kommunalem Wohnungsbau 
oder Förderung von Erbbaurecht - set-
zen voraus, dass Staat und Gemeinden 
über Finanzierungsquellen verfügen. 
Umso erstaunlicher, dass die Schaf-
fung eines „fonds d‘investissement 
immobilier“, die im Regierungspro-
gramm 2004 angekündigt worden 
war, im „Pacte Logement“ nicht vor-
gesehen ist. 

Kommunen unzufrieden

Auch die Kommunen haben oft 
einfach nicht das Geld, um Grundstü-
cke aufzukaufen - allenfalls benach-
richtigen sie den „Fonds du Logement“ 
über interessante Kaufobjekte. Zwar 

ist im Pakt eine Bezuschussung von 
Gemeinden vorgesehen, die innerhalb 
von 10 Jahren ihre Bevölkerungszahl 
um 15 Prozent erhöhen. Doch vom Ge-
meindedachverband Syvicol wird die 
Subventionierung als viel zu niedrig 
und unflexibel angesehen. Vor allem 
aber geht sie von der Annahme aus, 
dass die Gemeinde entweder selbst 
oder mit einem privaten Partner Pro-
jekte anleiert und neue Siedlungen 
verwirklicht.

Henri Kox, grüner Vertreter in der 
zuständigen Parlamentskommission, 
ist ebenfalls Schöffe in der Gemein-
de Remich, die zu den im IVL defi-
nierten „Centres de développement 
et d‘attraction“ (CDA) gehört. Auch er 
vermag der neuen Subventionierungs-
politik wenig abzugewinnen: „Es gibt 
kaum eine Landgemeinde, die nicht 
in den letzten Jahren eh schon in dem 
vom Gesetz geforderten Rythmus ge-
wachsen ist.“ Unterstützung sucht er 
eher beim Ankauf von Baulandre-
serven: „Wir haben in Remich weder 
Geld, um Grundstücke aufzukauen, 
noch um Bauprojekte zu verwirkli-
chen.“ Oder bei der Herausforderung, 
die BürgerInnen seiner Gemeinde von 
Konzepten dichterer Bebauung zu 
überzeugen. Gerne würde der Ener-
gieexperte Niedrigenergieprojekte in 
seiner Gemeinde entwickelt sehen, 
doch: „Uns fehlen die technischen 
Kapazitäten, um solche Projekte 
durchzuziehen.“

Wichtiger als Subventionen wäre 
vor allem für kleinere Gemeinden 

also eine logistische Unterstützung. 
Dem Grünen schwebt eine Art Woh-
nungsbaugesellschaft vor, die anders 
als der Fond de Logement, nicht Bau-
herr wäre, sondern als Dienstleister 
für die Gemeinden auftreten würde. 
„Wir wollen am Entscheidungsprozess 
beteiligt sein, aber wir brauchen eine 
technische Stütze.“ Support könnten 
gerade kleinere Gemeinden auch ge-
brauchen, wenn es darum geht, Kon-
ventionen mit Baupromotoren aus-
zuhandeln. „Die sitzen mit 10 bis 20 
Leuten da, wenn sie uns ihre Projekte 
vorstellen und wir zu dritt oder viert 
ihnen gegenüber.“ 

Auch von Seiten der Berufskam-
mern wurde ein „guichet unique de 
l‘urbanisme“ gefordert, ein staatliches 
Büro, das den Gemeinden bei bau-
lichen Aktivitäten Hilfestellung geben 
könnte. Doch eine solche Struktur ist 
im Gesetzesentwurf nicht vorgesehen. 
Genauso wenig wie die „Agence im-
mobilière urbaine“, die Wohnungs-
bauminister Fernand Boden noch im 
Mai 2006 angekündigt hatte. Sie sollte 
zu Aufgabe haben, den Gemeinden 
technische, logistische und finanziel-
le Hilfestellung bei der Sanierung von 
Altbauvierteln zu geben.

Fundamentalkritik

Noch weit fundamentalere Kritik 
an der Regierungsinitiative hatte die 
im Sommer vom Mouvement écolo-
gique vorgestellte Studie „Wohnungs-
bauentwicklung im Rahmen nach-
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